
Bebauungsvorschlag

Vorgeschlagener Fußweg

Bestehende 
Grundstücksgrenze

Flurnummer, 
z.B. 923

FASSUNG:

GEMEINDE TEISENDORF
LANDKREIS BERCHTESGADENER LAND

Kleingewässer mit 
Verlandungszone, 
geplant

LAGEPLAN                                                                                                                             M 1 : 1.000

N
O

R
D

EN

FESTSETZUNGEN DURCH TEXTC

PRÄAMBEL
Die Gemeinde Teisendorf erlässt aufgrund § 2 Abs. 1 sowie §§ 8, 9 und 10 des Baugesetz-
buchs (BauGB), der Baunutzungsverordnung (BauNVO), des Art. 81 der Bayerischen Bau-
ordnung (BayBO) und des Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO)
diese Bebauungsplanänderung als Satzung.

Grünordnung

Öffentliche Grünflächen
Zweckbestimmung: naturnahe Erholung / Naturerfahrung

Öffentliche Grünfläche 
Zweckbestimmung: Straßenbegleitgrün

B HINWEISE UND NACHRICHTLICHE ÜBERNAH-
MEN DURCH PLANZEICHEN

Baubestand zur Disposition 

Aufzuhebende
Grundstücksgrenze

Vorgeschlagene
Grundstücksgrenze

Vorgeschlagene Lage für 
Spielplatz

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs1.

2. Maß der baulichen Nutzung

A FESTSETZUNGEN DURCH PLANZEICHEN

WH 6,50 Wandhöhe [m] als Höchstmaß, z.B. 6,50 m

OK.FFB.EG
XXX

Baugrenze

Baugrenze für Biomassekraftwerk (Holz)
Biomasse-
kraftwerk

Standort- und klima-
gerechter Laub- / Obst-
baum, Pflanzvorschlag

Naturnahe Hecken-
pflanzung, Vorschlag

 8142-0202-001 

Umgrenzung Biotopfläche
mit Bezeichnung der 
Biotopteilflächennr.
Nachrichtliche Übernahme

Fließgewässer (Bach, 
Graben), Lage angenähert

Fließgewässer, Verrohrung
geplant

Fließgewässer außer-
halb des Planungsge-
biets, Lage angenähert

923

Höhenlinien mit 
Abstand 0,5 m

St Umgrenzung von Flächen für Stellplätze

Baulinie

Öffentliche Grünfläche 
Zweckbestimmung: Ein- und Durchgrünung

ED

WH 6,50

II

Nutzungsschablone, z.B.

Nur Einzel- und Dop-
pelhäuser zulässig

D: 2 Woh.
E: 4 Woh. Einzelhaus: max. 4 Woh.

Doppelhaus: max. 2 Woh.

max. 2 Vollgeschosse

Flächenangabe [m²],
z. B. 330 m²

330
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Planung

Bebauungsplan
mit integriertem Grünordnungsplan

"Sägmühle"
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Format 1.320 / 860

Höhenbezug für OK.FFB.EG, z.B. XXX,XX m ü.NHN
(nach Straßenplanung zu ergänzen)

Fläche für Einrichtungen zur Kinderbetreuung
Zweckbestimmung Kindergarten und Kinderkrippe

Vorgeschriebene Firstrichtung

4. Flächen für den Gemeinbedarf

Ca Umgrenzung von Flächen für Carports

Maßnahmen zur Sicherung der kontinuierlichen ökologischen Funktionalität, 
CEF-Maßnahmen (vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen i. S. v. § 44 Abs. 5 
Satz 3 BNatSchG)
- Ausgleich des Verlustes von Fortpflanzungs- und Ruhestätten für 

Fledermäuse (CEF-01):
Als vorgezogene Ausgleichsmaßnahme sind am Hauptgebäude Holz-
hauserstr. 25 insg. 6 Sommerquartiere für Fledermäuse einzurichten. 
Es können offen liegende Quartiere (z.B. Fa. Schwegler oder Hasselfeldt 
Naturschutz) verwendet werden. Die Quartiere sind in verschiedenen
Himmelsrichtungen anzubringen um bei unterschiedlichen Witterungs-
bedingungen einen Quartierwechsel zu ermöglichen.
Die Quartiere sind ein Jahr vor dem geplanten Gebäudeabriss einzurichten.
Alternativ dazu können auch im Dachfirst des Gebäudes Spaltenquartiere 
angebracht werden. Dabei ist auf eine Einflugmöglichkeit in den Dachraum 
zu achten.

- Ausgleich des Verlustes von Fortpflanzungs- und Ruhestätten für Rauch-
chwalbe und Haussperling (CEF-02):
Die Umsetzung der Maßnahme hat ein Jahr vor dem Abriss des Gebäudes 
zu erfolgen.
Der Ersatz der entfernten Naturnester bezüglich der Rauchschwalbe durch 
Kunstnester erfolgt im Verhältnis 1 zu 1. Da Schwalben oft im Innern von 
Gebäuden brüten, ist dies bei der Wahl des Standorts für die Kunstnester 
zu berücksichtigen. Eine geeignete Ausprägung der Fassaden und des Dach-
überstands ist dabei zu berücksichtigen. Weitere Anforderungen sind der
saP zu entnehmen.

- In Bezug auf den Haussperling sind zwei Sperlingskästen z.B. der Fa. 
Hasselfeldt bzw. Schwegler am Hauptgebäude Holzhauserstr. 25 anzu-
bringen.

- Ökologische Baubegleitung:
Die Umsetzung der Maßnahmen sind von einer ökologischen Bauaufsicht zu 
begleiten. Die Entwicklung der Ausgleichsflächen im Zug der CEF-Maßnahmen 
hat über ein Bestandsmonitoring für die Dauer von 6 Jahren zu erfolgen. 
In diesem Zeitraum ist ein jährliches Monitoring durchzuführen. 
Das Bestandsmonitoring umfasst dabei die Entwicklung der Haselmauspopu-
lation sowie der Reptilien.
Die Ergebnisse sind in Berichtsform an die UNB weiterzuleiten.
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Bauweise, überbaubare Grundstücksflächen, Stellung baulicher Anlagen

Nur Einzelhäuser zulässigE

H Nur Hausgruppen zulässig

Nur Einzel- und Doppelhäuser zulässigED

Abgrenzung unterschiedliches Maß der Nutzung und Bauweise

Der Gemeinderat hat in der Sitzung vom  _______________  gemäß § 2 Abs. 1 
BauGB die Aufstellung des Bebauungsplans "Sägmühle" beschlossen. Der Aufstel-
lungsbeschluss wurde am  _______________  ortsüblich bekanntgemacht und 
im Internet veröffentlicht.

Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB mit öffentlicher 
Darlegung und Anhörung für den Vorentwurf des Bebauungsplans in der Fassung 
vom  _______________  hat in der Zeit vom  _______________  bis 
 _______________  stattgefunden. Parallel wurden die Planungsunterlagen in 
das Internet eingestellt.

Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be-
lange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB für den Vorentwurf des Bebauungsplans in der 
Fassung vom  _____________  hat in der Zeit vom _______________  bis 
 _______________  stattgefunden.

Zu dem Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom  _______________  
wurden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 
BauGB in der Zeit vom  _______________  bis  _______________  beteiligt.

Der Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom _______________  wurde 
mit der Begründung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom   _____________  
bis  ______________  im Internet veröffentlicht. Zusätzlich erfolgte eine öffent-
liche Auslegung der Planungsunterlagen in der Gemeindeverwaltung.

Die Gemeinde hat mit Beschluss des Gemeinderats vom  _______________  den 
Bebauungsplan gemäß § 10 Abs. 1 BauGB in der Fassung vom  ______________  
als Satzung beschlossen.

Teisendorf, den ................................

                                                            .................................................
              - Siegel -                                              Thomas Gasser
                                                                       (Erster Bürgermeister)

Ausgefertigt

Teisendorf, den ................................

                                                            .................................................
              - Siegel -                                              Thomas Gasser
                                                                       (Erster Bürgermeister)

Der Satzungsbeschluss zu dem Bebauungsplan wurde am  _______________  ge-
mäß § 10 Abs. 3 Halbsatz 2 BauGB ortsüblich bekannt gemacht. Der Bebauungs-
plan mit Begründung wird seit diesem Tag zu den üblichen Dienststunden in der 
Gemeinde zu jedermanns Einsicht bereitgehalten und über dessen Inhalt auf Ver-
langen Auskunft gegeben.
Der Bebauungsplan ist damit in Kraft getreten. 
Auf die Rechtsfolgen des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB und die 
§§ 214 und 215 BauGB wird hingewiesen.

Teisendorf, den ................................

                                                            .................................................
              - Siegel -                                              Thomas Gasser
                                                                      (Erster Bürgermeister)

Wandhöhe 6,50 m

Bearb.: JU/RU/Kai

Marienstraße 3
83278 Traunstein
www.begs-gmbh.de

  Tel. 0861/98987-0

info@begs-gmbh.de
   Projekt-Nr. 22044

A1 Umgrenzung Ausgleichsfläche
mit Bezeichnung der Ausgleichsfläche, z. B. Ausgleichsfläche A1

o

Baum Bestand, zu erhalten, Lage angenähert

Waldähnlicher gewässerbegleitender Baumbestand, Feldgehölz 
Bestand, zu erhalten, Lage angenähert

Obstbaum, zu pflanzen, 
Mindestqualität: H 3xv mB STU 12 -14 cm

Standort- und klimagerechter Laub- / Obstbaum, zu pflanzen, 
Mindestqualität: H 3xv mB STU 16 -18 cm

Spielfläche Kindergarten
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Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden als Obergrenze, 
z.B. drei Wohnungen

II Zahl der Vollgeschosse als Höchstmaß, z.B. zwei Vollgeschosse

Verkehrsflächen

Straßenbegrenzungslinie 

Öffentliche Verkehrsfläche

Öffentliche Verkehrsfläche,
Zweckbestimmung Fuß- und Radweg

Private Verkehrsfläche 
Zweckbestimmung Zufahrt

5.

6.

R

Flächen für die Niederschlagswasserbeseitigung

Freizuhaltendes Sichtdreieck, 
mit 70 m Schenkellänge (50 km/h)

Umgrenzung von Flächen für die Regenwasserrückhaltung
Zweckbestimmung: Rückhalte- / Retentionsbecken 
(ggf. Festsetzung in Abstimmung Gutachten zu ergänzen)

Böschung, Bestand

Böschung, geplant
Vorschlag

B
Umgrenzung von 
Bodendenkmalen 
Nachrichtliche Übernahme 
entspr. der Denkmalliste 
Bayern

Umgrenzung Hoch-
wassergefahrenflä-
che HQ100
Nachrichtliche Übernahme

Art der baulichen Nutzung

Festgesetzt wird ein allgemeines Wohngebiet gem. § 4 BauNVO.

Die Ausnahmen nach § 4 Abs. 3 Nrn. 4 und 5 BauNVO werden nicht Bestandteil 
dieses Bebauungsplans.

Maß der baulichen Nutzung

Die Grundflächenzahl wird mit höchstens 0,4 festgesetzt. Für Hausgruppen gilt 
abweichend eine Grundflächenzahl von 0,6.

Die Grundflächenzahl darf durch die nach § 19 Abs. 4 BauNVO mitzurechnenden 
Flächen bis zu einer Grundflächenzahl von 0,8 erhöht werden.

Die Bezugspunkte für die seitliche Wandhöhe sind die Oberkante Fertigfußboden 
OK.FFB.EG und der Schnittpunkt der traufseitigen Außenwand mit OK Dachhaut. 

Von der im Planteil festgesetzten Höhenlage für OK.FFB.EG darf nach oben und 
unten um bis zu 0,20 m abgewichen werden.

Überbaubare Grundstücksflächen

Überschreitungen der Baugrenzen durch Balkone, Wintergärten und Vordächer 
bis max. 1,50 m Tiefe sind zulässig. 
Darüberhinaus dürfen Terrassen die Baugrenzen überschreiten, wenn diese in
ihrer Summe die Größe von 30 m² je Wohneinheit nicht überschreiten.

Flächen für Nebenanlagen und den ruhenden Verkehr

Bei Einzelhäusern mit bis zu 3 Wohneinheiten und Doppelhäusern sind je Grund-
stück Nebenanlagen mit einer Fläche von insgesamt 12 m² zulässig.
Bei Einzelhäusern mit mehr als 3 Wohneinheiten ist je Hauptgebäude 1 gemein-
sames Nebengebäude mit einer Grundfläche von max. 4 m² je Wohneinheit zu-
lässig.
Für Hausgruppen ist je Grundstück 1 Nebengebäude mit einer Fläche von max. 
4 m² zulässig.
Innerhalb der Fläche für den Gemeinbedarf sind Nebenanlagen zulässig, wenn sie
in ihrer Summe eine Größe von 50 m² nicht überschreiten.

Abweichend zur Garagen- und Stellplatzsatzung des Marktes Teisendorf sind je
Wohnung bis zu einer Wohnfläche von max. 50 m² 1 Stellplatz zu errichten. Für
Wohnungen größer 50 m² sind je Wohnung 2 Stellplätze erforderlich.

Garagen, Carports und Stellplätze sowie Tiefgaragen und deren überdachte Zu-
fahrten sind innerhalb und außerhalb der Baugrenzen zulässig, sofern im Planteil
keine abweichende Festsetzung getroffen ist.

Nicht überdachte Stellplätze sind aus versickerungsfähigem Material, z. B. was-
sergebundenen Decken, Rasengittersteine, Pflaster mit Rasenfuge oder ähnlichen 
wasserdurchlässigen Materialien herzustellen.

Innerhalb der Fläche für Stellplätze sind zusammenhängende Stellplätze nach
jedem 5. Stellplatz durch Pflanzungen eines Baumes in der Qualität Hochstamm
zu gliedern.

Vor Garagen ist ein Aufstellraum von mindestens 5,00 m vorzusehen. Dieser Auf-
stellraum kann als Stellplatz angerechnet werden, sofern der Garagenstellplatz 
der gleichen Wohneinheit zugeordnet ist. Dies gilt nicht für Carports.

Sofern Nebenanlagen, Garagen und Carports aneinander gebaut werden, sind 
diese profilgleich zu errichten

Immissionsschutz
Bauschalldämm-Maß
Die Außenflächen des Kindergartens müssen min. folgendes bewertetes ge-
samtes Bau-Schalldämm-Maß R`w,ges nach DIN 4109 erreichen
- Nordfassade R`w,ges = 37 dB
- Westfassade R`w,ges = 33dB
- Ostfassade R`w,ges = 35 dB
- Südfassade R`w,ges = 30 dB

Außenflächen von Aufenthaltsräumen in Wohnungen, Übernachtungsräumen in 
Beherbergungsstätten, Unterrichtsräumen etc. müssen abhängig vom Abstand
zur Bahnstrecke im Norden min. folgendes bewertetes gesamtes Bau-Schalldämm-
Maß R`w,ges nach DIN 4109 erreichen.
Für Büroräume und schutzbedürftige Arbeitsräume kann die Anforderung nach 
Splate A um 5 dB gemindert werden.

Die Mindestanforderung beträgt in allen Fällen R`wges = 30dB.

Grundrissorientierung schutzbedürftiger Aufenthaltsräume
Schlafräume des Kindergartens, welche nicht über die Südfassade belüftet werden
können, sind mit einer fensterunabhängigen Lüftungseinrichtung auszustatten.
Das geforderte bewertete Bau-Schalldämm-Maß nach Ziffer XX darf nicht unter-
schritten werden.

Zum belüften notwendige Fenster von schutzbedürftigen Aufenthaltsräumen 
sind an Fassaden mit Beurteilungspegeln Lr,tags < 59 dB(A)/ Lr,nachts < 49 dB(A) 
zu situieren. Lr,nachts gilt für überwiegend zum Schlaf genutzte Räume. 

Alternativ bestehen die folgenden Möglichkeiten:
a) der Raum verfügt über ein zum Lüften geeignetes Fenster im Schallschatten 

von eigenen Gebäudeteilen (z.B. eingezogener Balkon, teilumbauter Balkon, 
vorspringender Gebäudeteil), 

oder 
b) es vor dem zu öffnenden Fenster des schutzbedürftigen Aufenthaltsraums 

bauliche Schallschutzmaßnahmen wie Vorbauten (Prallscheiben, verglaste   
Loggien, Laubengänge Schiebeläden vor Schlaf- und Kinderzimmern, kalte 
Wintergärten oder besondere Fensterkonstruktionen (z. B. Kastenfenster) für 
schutzbedürftige Aufenthaltsräume vorgesehen werden

oder 
c) der Raum mittels einer fensterunabhängigen schallgedämmten Lüftungs-

einrichtung (zentral oder dezentral) ausgestatten wird. In Schlaf- oder
Kinderzimmern muss unter Gewährleistung des erforderlichen Luftaustausches 
ein Innenraumpegel von L

p,In
 = 30 dB(A) eingehalten werden.

Grundrissorientierung für Außenwohnbereiche an Wohnungen
Dem Wohnen zugeordnete schutzbedürftige Freibereiche (z. B. Balkone, Terrassen,
Dachterrassen, Loggien), die an Fassaden(abschnitte) mit Lr,tags > 59 dB(A) durch
den Verkehrslärm enstehen, sind durch geeignete bauliche Schallschutz-
maßnahmen (z. B. erhöhte, geschlossen ausgeführte Brüstungen, verschiebbare 
Glaselemente) abzuschirmen. Ausnahmen hiervon sind nur dann zulässig, wenn 
die jeweilige Wohnung über einen anderen, ausreichend geschützten Freibereich 
verfügt.

Grundrissorientierung für die Außenspielfläche des Kindergartens
Die Spielfläche für den Kindergarten ist nur innerhalb der zeichenrisch festgesetzten
Fläche zulässig.

Gestalterische Festsetzungen

Einzelgebäude sind als klare, rechteckige Baukörper zu errichten. Die Traufseite
muss mind. 20 % länger sein als die Giebelseite. Der First ist parallel zur Längs-
seite des Gebäudes anzuordnen.

Die Fassaden sind als Putzfassaden in weißen oder hellen Tönen oder aus Holz
auszuführen. Verkleidungen sind ausschließlich aus Holz zulässig.

Doppelhäuser und Gebäude in Hausgruppen sind profilgleich zu errichten. Die Ge-
staltung ist aneinander anzugleichen.

Für die Hauptgebäude sind nur gleichschenklige Satteldächer mit mittigem First 
und einer Dachneigung von 20-32° zugelassen. Für Garagen und Carports ist auch 
ein begrüntes Flachdach zugelassen.

Alle Gebäude müssen Dachüberstände aufweisen: Ortgang mind. 1,00 m, Traufe 
mind. 0,70 m. Für Garagen, Carports und sonstige Nebengebäude sind geringere
Dachüberstände zugelassen, jedoch mind. 0,40 m. Bei Flachdächern ist kein Dach-
überstand erforderlich.

Dacheinschnitte und sonstige Dachaufbauten sind unzulässig. Ausgenommen sind 
technisch notwendige Dachaufbauten, wie Überfahrten für Aufzüge und Aufzugs-
maschinenräume. 

Dachgauben sind als Giebel-, Walm-, Spitz-, Schlepp- oder Flachdachgaube erlaubt. 
Je Gebäude ist eine Form zulässig. Die Dachgauben dürfen je Längsseite mit einer 
Breite von insgesamt maximal einem Drittel der Hauslänge errichtet werden. Als 
Hauslänge gilt das Ausmaß der Fassade an der Längsseite. Dachgauben sind mind. 
0,50 m unter dem First des Hauptdachs anzuordnen. Sie dürfen nicht über die da-
runterliegende Außenwand hinausragen und müssen in der Dachfläche gemessen 
zur Traufe einen Mindestabstand von 1,00 m aufweisen. Die Dachneigung von 
Giebel-, Walm- und Spitzgauben darf bis zu 5° von der des Hauptdachs abweichen. 
Schleppgauben müssen eine Dachneigung von mindestens 15° aufweisen. Flach-
dachgauben sind mit einer Dachneigung bis maximal 5° zulässig. Fledermaus-, 
Segment-,Tonnen- und Trapezgauben sind nicht zulässig. 

Quer- oder Zwerchgiebel sind zulässig. Je Gebäude ist eine Form zulässig. Die 
Breite der Giebel darf je Längsseite insgesamt maximal ein Drittel der Hauslänge 
betragen. Als Hauslänge gilt das Außenmaß der Fassade an der Längsseite. 
Quergiebel dürfen mit einer Tiefe von maximal 3,00 m errichtet werden und sind 
aus der Traufe heraus zu entwickeln. Die Tiefe ist rechtwinklig zur Traufseite 
des Gebäudes in Richtung des geplanten Querfirstes von Gebäudeaußenkante zu 
Maueraußenkante zu bemessen. Der First der Giebel muss mind. 0,50 m lotrecht
unter der Hauptfirstlinie angeordnet sein. Die Dachneigung der Giebel darf bis zu 
5° von der des Hauptdachs abweichen.

Eine Kombination von Quer- oder Zwerchgiebel mit einer Dachgaube an einem 
Gebäude ist unzulässig.

Für Gebäude in Hausgruppen sind keine Dachgauben oder -giebel zulässig.

Die Dacheindeckung ist aus roten bis rotbraunen oder anthrazitfarbenen, klein-
formatigen Materialien herzustellen.

Anlagen zur Nutzung von Sonnenenergie sind bündig auf der Dachfläche zu 
installieren. Bei Flachdächern sind sie auch aufgeständert zulässig.

Einfriedungen im Bereich von Garagen-/Carportzufahrten und Stellplätzen zum
Straßenraum hin sind nicht zulässig. Zu öffentlichen Verkehrsflächen und öffen-
tlichen Grünflächen sind Einfriedungen mit einer Höhe von max. 1,00 m als sockel-
lose Zäune oder Heckenpflanzungen mit heimischen Laubgehölzen auszubilden.
Sockel, Mauern und Gabionen im Zaunverlauf sind unzulässig. Zwischen Zaun und
Boden ist ein Abstand von mind. 0,10 m einzuhalten.

Aufschüttungen und Abgrabungen sind zulässig. Höhensprünge sind durch Bö-
schungen zu modellieren oder mit Stützmauern auszubilden. An den Grundstücks-
grenzen ist an das Gelände des jeweiligen Nachbargrundstückes anzugleichen. 
Stützmauern sind ab einer Höhe von 1,00 m durch einen mindestens 0,50 m tie-
fen Versatz zu gliedern. Stützmauern sind in Naturstein und dauerhaft begrünt 
auszubilden. Das Gelände muss am Gebäude auf 0,00 m bis -0,30 m bezogen auf 
die Oberkante Fertigfußboden EG angeglichen werden. 

Festsetzungen zur Grünordnung

Gesamtgestaltung allgemein
Die nicht überbauten privaten Grundstücksflächen sind, soweit sie nicht für 
zulässige Zuwegungen, Stellplätze, Garagen/ Carports oder Nebenanlagen nach 
§ 14 BauNVO in Anspruch genommen werden, als Vegetationsflächen, z. B. durch 
Bepflanzung mit Ziersträuchern oder als Rasenflächen, zu gestalten, zu pflegen 
und zu unterhalten. Das Anlegen von Schotter-, Split-, oder Kiesflächen als Zier-
gestaltung ist nicht zulässig.

Zuwege, Zufahrten und Fußwege sind mit wasserdurchlässigen Belägen zu versehen 
(z. B. Mineralgemisch, Schotterrasen, Rasengitter o.ä.).

Für alle Pflanzungen sind nur standortgerechte und klimaverträgliche, bevorzugt 
heimische Laubgehölze zulässig. Nadelgehölze (z. B. Thujen, Fichten und Tannen) 
und Sorten mit Säulen-, Pyramiden- und Hängeformen sind nicht zulässig.

Die gepflanzten Bäume und Sträucher sind zu pflegen und zu erhalten. Die Bäume 
sind bei Ausfall durch Neupflanzungen in gleicher Qualität zu ersetzen. 

Die gärtnerische Gesamtgestaltung einschließlich Bepflanzung auf den Baugrund-
stücken ist bis spätestens 2 Jahre nach Bezugsfertigkeit der jeweiligen Gebäude 
herzustellen.

Baumpflanzungen
Standorte für Baumpflanzungen werden entsprechend Planeintrag festgesetzt. 
Von der dargestellten Lage der Bäume kann abgewichen werden, wenn technische, 
verkehrstechnische oder gestalterische Gründe dies erfordern.

Allgemein sind zur Durchgrünung des Quartiers ab einer Baugrundstücksfläche 
von 250 m² je angefangene 350 m² Grundstücksfläche mindestens ein standort- 
und klimagerechter, bevorzugt heimischer Laub- oder Obstbaum anzupflanzen 
oder zu erhalten. 

Die entsprechend Planzeichen festgesetzten Baumpflanzungen können auf die 
geforderte Mindestanzahl angerechnet werden. 
Die im Planteil festgesetzte Anzahl an Bäumen darf nicht unterschritten werden. 

Mindestqualitäten
Für alle Neupflanzungen werden nachfolgende Pflanzgrößen festgesetzt. 

Laubbäume 1. bis 3. Ordnung:
Mindestpflanzqualität: Hochstamm, 3 x verpflanzt, Stammumfang 16 - 18 cm 
Obstbäume:
Mindestpflanzqualität: Hochstamm, 3 x verpflanzt, Stammumfang 12 - 14 cm
Sträucher:
Mindestpflanzqualität: verpflanzter Strauch, 3 - 8 Triebe, 100 - 150 cm

Hecken
Geschnittene und freiwachsende Hecken sind zulässig. Es sind standort- und 
klimagerechte, bevorzugt heimische Laubholzarten zu verwenden.

Dachbegrünung
Flachdächer sind dauerhaft und fachgerecht mit bodendeckenden Pflanzen extensiv
zu begrünen. Dabei ist eine durchwurzelbare Gesamtschichtdicke von mindestens 
0,12 m vorzusehen. Für die Dachbegrünung ist grundsätzlich Saat- und Pflanzgut 
regionaler Herkunft des Vegetationsspektrums Sedum - Moos - Kraut zu verwenden.
Abweichungen sind bei Installation von Anlagen zur Nutzung von Sonnenenergie
zulässig.

Überdeckung von Tiefgaragen
Bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche (Tiefgaragen) sind außerhalb 
von Gebäuden, Terrassen, Zufahrten, Zuwegungen und notwendigen technischen 
Aufbauten zu überdecken und dauerhaft zu begrünen.
Die entsprechenden Flächen sind mit geeigneten Substraten und einem fach-
gerechten Bodenaufbau mit einer durchwurzelbaren Schichtdicke von mindestens 
0,60 m zu überdecken. In begründeten Fällen, z. B. notwendige Gefällesituation, 
Entwässerung etc. können Abweichungen zugelassen werden.

Öffentliche Grünflächen: Zweckbestimmung "Naturnahe Erholung / Naturerfahrung"
Die, entsprechend Planzeichen festgesetzten öffentlichen Grünflächen mit der 
Zweckbestimmung "Naturnahe Erholung / Naturerfahrung" sind als extensive 
Grünlandflächen / Blumenwiesen auszubilden:
- Verminderung der Bewirtschaftungsintensität durch extensive Nutzung, 

Aushagerung in den ersten 2-3 Jahren, maximal 2-schürige Mahd ab dem 
3. Jahr, erster Schnitt ab dem 15. Juni, Abtransport des Mähguts von der
Fläche.

- Bei Bedarf Initialsaat einer geeigneten, gebietseigenen Saatgutmischung, 
ggf. auch durch Mähgutübertragung,

- fachgerechte Pflanzung von standort- und klimagerechten Bäumen gemäß 
Pflanzgebot.

Die Verwendung von Düngemitteln und Pestiziden ist ausgeschlossen.

Innerhalb der öffentlichen Grünfläche mit einer Gesamtgröße von ca. 8.130 m² 
ist ein Anteil von mindestens 5 % der festgesetzten Fläche mit standort- und 
klimagerechten, heimischen Sträuchern zu bepflanzen, das entspricht einer 
Pflanzfläche von circa 410 m².
Je Quadratmeter erforderlicher Pflanzfläche ist mindestens 1 Gehölz der Mindest-
qualität vStr, 3-8 Tr, Höhe 100 – 150 cm zu pflanzen. 
Die gepflanzten Gehölze sind als naturnahe, freiwachsende Heckenelemente aus 
bevorzugt Vogelnähr- und -schutzgehölzen auszubilden. Dabei sind mind. 6 ver-
schiedene Gehölzarten zu verwenden und in lockeren Pflanzengruppen zu situieren. 
Eine entsprechende Pflanzenauswahl ist Bestandteil der Begründung zu diesem 
Bebauungsplan.

Öffentliche Grünflächen: Zweckbestimmung "Ein- und Durchgrünung"
Innerhalb der, entsprechend Planzeichen festgesetzten öffentlichen Grünflächen 
mit der Zweckbestimmung "Ein- und Durchgrünung" mit einer Gesamtfläche von 
circa 2.125 m² ist ein Anteil von mindestens 10 % der festgesetzten Fläche mit 
standort- und klimagerechten, heimischen Sträuchern zu bepflanzen, 
das entspricht einer Pflanzfläche von circa 213 m².

Je Quadratmeter erforderlicher Pflanzfläche ist mindestens 1 Gehölz der Mindest-
qualität vStr, 3-8 Tr, Höhe 100 – 150 cm zu pflanzen. 
Die gepflanzten Sträucher sind als naturnahe, freiwachsende Heckenelemente 
aus bevorzugt Vogelnähr- und -schutzgehölzen auszubilden. Dabei sind mindestens 
6 verschiedene Gehölzarten zu verwenden und in lockeren Pflanzengruppen zu 
situieren. Eine Pflanzenauswahl ist Bestandteil der Begründung zu diesem 
Bebauungsplan.

Fachgerechte Pflanzung standort- und klimagerechter Bäume gemäß Planeintrag.

Die übrigen Grünflächen sind als extensives Grünland zu entwickeln: 
max. 3 Schnitte pro Jahr in den ersten drei Jahren, anschließend Umstellung auf 
maximal 2 Schnitte pro Jahr, erster Schnitt ab 15. Juni. 
Bei Bedarf Initialsaat einer geeigneten, gebietseigenen Saatgutmischung, ggf. 
auch durch Mähgutübertragung. 
Abtransport des Mähguts von der Fläche, kein Einsatz von Pflanzenschutzmitteln 
oder Dünger.

Öffentliche Grünflächen: Straßenbegleitgrün
Die, entsprechend Planzeichen festgesetzten öffentlichen Grünflächen mit der 
Zweckbestimmung "Straßenbegleitgrün" mit einer Gesamtfläche von ca. 1.840 m² 
sind als extensives Grünland zu entwickeln: max. 3 Schnitte pro Jahr in den 
ersten drei Jahren, anschließend Umstellung auf maximal 2 Schnitte pro Jahr, 
erster Schnitt ab 15. Juni. 
Bei Bedarf Initialsaat einer geeigneten, gebietseigenen Saatgutmischung, ggf. 
auch durch Mähgutübertragung. 
Abtransport des Mähguts von der Fläche, kein Einsatz von Pflanzenschutzmitteln 
oder Dünger.

Pflanzung von standort- und klimagerechten Bäumen gemäß Planeintrag.

In den nördlichen Teilbereichsflächen nördlich der Gemeindeverbindungstraße 
i. R. Oed ist die Errichtung von Fußwegen in wasserdurchlässigen Belägen (z. B. 
Mineralgemisch, wassergebundene Wegedecke etc.) bis zu einer Breite von 
1,50 m zulässig. Innerhalb dieser Teilbereichsfläche ist zudem die Errichtung von 
bis zu drei Zufahrten mit einer Breite von jeweils bis 6 m zulässig.

Waldähnlicher Baumbestand / Gewässerbegleitgehölz
Im Rahmen von Maßnahmen zur Gewässerrückhaltung und ökologischen Aufwer-
tung von gewässerbegleitenden Flächen können erforderliche Eingriffe in Abstim-
mung mit der Unteren Naturschutzbehörde ausnahmsweise zugelassen werden. 
Die Ablagerung von Aushub, Grüngut, Kompost oder die temporäre Nutzung als
Lagerfläche ist allgemein unzulässig.

Regenrückhalte- / Retentionsflächen
Die Retentionsbecken sind mit möglichst flachen Ufern und in organischen 
Formen bzw. mit unregelmäßigen Randausbildungen sowie mit wechselnden 
Böschungsneigungen naturnah zu gestalten. Die Verwendung von durchgängigen 
Regelprofilen ist nicht zulässig.
Die Vegetationsflächen sind nach der Ansaat einer geeigneten Saatgutmischung 
extensiv zu pflegen und, soweit dies mit den Anforderungen an Funktion und 
Unterhaltung zu vereinbaren ist, durch Sukzession zu standorttypischen Kraut-
fluren feuchter / nasser Standorte zu entwickeln. Pflegemaßnahmen wie Ent-
buschung o. ä. sind auf das technisch notwendige Maß zu beschränken bzw. zur 
Offenhaltung der Flächen oder Eindämmung invasiver Neophyten lediglich in 
mehrjährigen Abständen erforderlich.
Zur Verbesserung der Habitatqualität sind unter Wahrung der Funktionstüchtigkeit 
Strukturelemente wie Totholz- und Steinhaufen sowie Wurzelstöcke auszubringen. 

Kleingewässer
Zur Sicherung der Laichgewässer von Frühjahrslaichern ist 1 organisch geformtes 
Kleingewässer mit blütenreicher Verlandungszone mit einer Mindestgröße von 
75 m² auszubilden.
Die Abdichtung der Gewässersohle hat ausschließlich mit natürlichen Materialien zu 
erfolgen. Die Verwendung von Kunstfolien ist nicht zulässig.
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Flächen und Maßnahmen zum Ausgleich der Eingriffe in Natur und
Landschaft

Hinweis:
Eine detaillierte Beschreibung der Ausgleichsmaßnahmen sowie der erforderlichen 
Pflegemaßnahmen ist Bestandteil der Naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung in 
der Begründung / Umweltbericht zu diesem Bebauungsplan.

Die Errichtung von Nebenanlagen i. S. des § 14 BauNVO und die Anlage von 
KFZ-Stellplätzen sind innerhalb der Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft (Ausgleichsflächen) allge-
mein nicht zugelassen.

Die Verwendung von Düngemitteln und Pestiziden ist allgemein nicht zugelassen.

Die Realisierung der Maßnahmen und Anlage der Ausgleichsflächen hat spätestens 
im ersten Jahr nach Rechtskraft des Bebauungsplans zu erfolgen. Die Ausgleichs-
flächen sind entsprechend zu pflegen und dauerhaft zu sichern.

Die Umsetzung der geplanten Ausgleichsmaßnahmen ist vor Satzungsbeschluss 
zum Bebauungsplan durch einen städtebaulichen Vertrag zu sichern. Flächen im 
Privateigentum sind mit einer beschränkt persönlichen Dienstbarkeit durch 
Grundbucheintrag (dingliche Sicherung zu Gunsten des Freistaats Bayern) oder 
einer Reallast entsprechend zu sichern.

Ausgleichsfläche A1
Die entsprechend Planzeichen festgesetzten Ausgleichsflächen sind als extensiv 
genutzte Streuobstwiese zu entwickeln:
- Verminderung der Bewirtschaftungsintensität durch extensive Nutzung, 

Aushagerung in den ersten 2-3 Jahren, maximal 2-schürige Mahd ab dem 
3. Jahr, erster Schnitt ab dem 15. Juni, Abtransport des Mähguts von der
Fläche.

- Bei Bedarf Initialsaat einer geeigneten, gebietseigenen Saatgutmischung, 
ggf. auch durch Mähgutübertragung,

- Fachgerechte Pflanzung von regionaltypischen Obstbäumen gemäß Planeintrag.
Von der festgesetzten Lage der Bäume kann abgewichen werden, wenn 
technische, verkehrstechnische oder gestalterische Gründe dies erfordern.
Die im Planteil dargestellte Anzahl an Bäumen darf nicht unterschritten werden. 

Ausgleichsfläche A2
Die Ausgleichsflächen sind als Biotopkomplex, bestehend aus naturnahen Gehölzen / 
Hecken mit vorgelagerter Krautflur und extensivem Grünland sowie gewässerbeglei-
tenden Saumstrukturen zu entwickeln:
- Pflanzung naturnaher Hecken- und Feldgehölzstrukturen:

- Der Anteil der Gehölzstrukturen an der Gesamtfläche von ca. 3. 820 m² 
beträgt mind. 40%, dies entspricht einer Pflanzfläche von circa 1.250 m²,

- die Pflanzdichte beträgt mindestens 1 Gehölz pro 2 Quadratmeter erforder-
licher Pflanzfläche, Pflanzung im Dreiecksverband, 

- der Anteil der Sträucher beträgt mind. 80%, der Anteil der Bäume in der 
Qualität Heister beträgt mind. 3%, 

- die gepflanzten Gehölze sind als naturnahe, freiwachsende Hecken- und
Feldgehölzelemente aus bevorzugt Vogelnähr- und -schutzgehölzen auszu-
bilden. Dabei sind mind. 6 verschiedene Gehölzarten zu verwenden.

- Für die Gehölzpflanzungen sind ausschließlich zertifizierte gebietsheimische 
Baumschulware zu verwenden, 

- Verwendung von standort- und klimagerechten, heimischen Arten, 
orientiert an der potenziellen natürlichen Vegetation.

- Mindestqualitäten: Sträucher: vStr H50-80 cm, 
Bäume: Hei 2xv H80-120 cm,

- Mulchung der Pflanzfläche mit Stroh.
- Die Mindestbreite der einzelnen Feldgehölz- / Heckenelemente beträgt 6 m,

die Pflanzung ist mindestens 3reihig durchzuführen,
- die Pflanzung ist mit gestuftem Aufbau auszubilden, Formschnitt unzulässig.
- An den Gehölzpflanzungen sind naturnahe Saumstrukturen zu entwickeln: 

blütenreiche Krautflur durch Ansaat einer geeigneten, gebietseigenen 
Saatgutmischung, maximal 1-schürige Mahd im Herbst (Sept. / Okt.). 
Das Mahdgut ist von der Fläche zu entfernen und ordnungsgemäß land-
wirtschaftlich zu verwerten.

- Fachgerechte Pflanzung von Solitär-Laubbäumen entsprechend Planeintrag.
Von der festgesetzten Lage der Bäume kann abgewichen werden, wenn 
technische, verkehrstechnische oder gestalterische Gründe dies erfordern.
Die im Planteil dargestellte Anzahl an Bäumen darf nicht unterschritten werden. 

- Entwicklung der verbleibenden Grünflächen als extensives Grünland
- Verminderung der Bewirtschaftungsintensität, 3-schürige Mahd in den 

ersten 3 Jahren: Schnitttermin für die erste Mahd ist der Zeitraum 15. 
Juni des jeweiligen Jahres, ein Kröpfschnitt im Frühjahr ist zur weiteren 
Aushagerung zulässig.

- Anschließend Schnitt der Grünlandbereiche maximal zweimal pro Jahr, 
erster Schnitt nach dem 15. Juli, zweite Mahd im Herbst (Sept. / Okt.) 

- Bei Bedarf Initialsaat einer geeigneten, gebietseigenen Saatgutmischung, 
ggf. auch durch Mähgutübertragung,

- Das Mähgut ist allgemein von der Fläche zu entfernen und ordnungsgemäß 
landwirtschaftlich zu verwerten.

- Bachbegleitende Hochstaudenflur (Tiefe mind. 3 m ab Gewässerkante)
- Verminderung der Bewirtschaftungsintensität: maximal 1-schürige Mahd 

im Herbst (September / Oktober). Das Mahdgut ist von der Fläche zu 
entfernen und ordnungsgemäß landwirtschaftlich zu verwerten.

- Regelmäßige Pflege der bachbegleitenden Flächen zum Schutz vor 
invasiven Arten (Neophyten), wie z. B. Springkraut, Riesen-Bärenklau etc.

- Sonderstrukturen: Anlage von 10 Steinhaufen bzw. Sandlinsen.

Ausgleichsfläche A3
Die entsprechend Planzeichen festgesetzten Ausgleichsflächen sind überwiegend 
als extensiv genutzte Streuobstwiese zu entwickeln:
- Verminderung der Bewirtschaftungsintensität durch extensive Nutzung, 

Aushagerung in den ersten 2-3 Jahren, maximal 2-schürige Mahd ab dem 
3. Jahr, erster Schnitt ab dem 15. Juni, Abtransport des Mähguts von der
Fläche.

- Bei Bedarf Initialsaat einer geeigneten, gebietseigenen Saatgutmischung, 
ggf. auch durch Mähgutübertragung,

- Fachgerechte Pflanzung von regionaltypischen Obstbäumen gemäß Planeintrag.
Von der festgesetzten Lage der Bäume kann abgewichen werden, wenn 
technische, verkehrstechnische oder gestalterische Gründe dies erfordern.
Die im Planteil dargestellte Anzahl an Bäumen darf nicht unterschritten werden. 

Teilbereiche der Ausgleichsfläche sind entsprechend Planeintrag mit einer 
Gesamtfläche von ca. 1.050 m² als Biotopkomplex, bestehend aus naturnahen 
Gehölzen / Hecken mit vorgelagerter Krautflur zu entwickeln:
- Pflanzung naturnaher Hecken- und Feldgehölzstrukturen:

- Der Anteil der Gehölzstrukturen an der Gesamtfläche beträgt mind. 40%,
dies entspricht einer Pflanzfläche von insgesamt circa 420 m²,

- Die Pflanzdichte beträgt mindestens 1 Gehölz pro 2 Quadratmeter erforder-
licher Pflanzfläche, Pflanzung im Dreiecksverband, 

- der Anteil der Sträucher beträgt mind. 80%, der Anteil der Bäume in der 
Qualität Heister beträgt mind. 3%, 

- Mindestqualitäten: Sträucher: vStr H50-80 cm, 
Bäume: Hei 2xv H80-120 cm,

- die gepflanzten Gehölze sind als naturnahe, freiwachsende Hecken- und
Feldgehölzelemente aus bevorzugt Vogelnähr- und -schutzgehölzen auszu-
bilden. Dabei sind mind. 6 verschiedene Gehölzarten zu verwenden.

- Für die Gehölzpflanzungen sind ausschließlich zertifizierte gebietsheimische 
Baumschulware zu verwenden, 

- Verwendung von standort- und klimagerechten Arten, orientiert an der 
potenziellen natürlichen Vegetation.

- Mulchung der Pflanzfläche mit Stroh.
- Die Mindestbreite der einzelnen Feldgehölz- / Heckenelemente beträgt 6 m,

die Pflanzung ist mindestens 3reihig durchzuführen,
- die Pflanzung ist mit gestuftem Aufbau auszubilden, Formschnitt unzulässig.
- Entwicklung der verbleibenden Grünfläachen als naturnahe Saumstrukturen: 

blütenreiche Krautflur durch Ansaat einer geeigneten, gebietseigenen 
Saatgutmischung, maximal 1-schürige Mahd im Herbst (Sept. / Okt.). 
Das Mahdgut ist von der Fläche zu entfernen und ordnungsgemäß land-
wirtschaftlich zu verwerten.

- Fachgerechte Pflanzung von Solitär-Laubbäumen entsprechend Planeintrag.

Festsetzungen zum Artenschutz

Die Umsetzung der festgesetzten Vermeidungs- und Ersatzmaßnahmen hat bis 
spätestens 1 Jahr nach Rechtskraft des Bebauungsplans zu erfolgen.

Ökologische Bauaufsicht / Monitoring
Die Umsetzung der Artenschutzmaßnahmen ist allgemein von einer ökologischen 
Bauaufsicht zu begleiten. Die Monitoringberichte sind der Unteren Naturschutz-
behörde vorzulegen. 

Rodungsarbeiten
Die Entfernung und Rodung von Bäumen und Gehölzen ist nur außerhalb der 
Vogelbrutzeit zulässig. Der vorgegebene Zeitpunkt für eine Rodung liegt demnach 
zwischen dem 01. Oktober und 28. Februar. Rodungsarbeiten sind nur innerhalb 
dieses Zeitraums durchzuführen.

Abbrucharbeiten
Gebäude sind vor Abriss von einer hierfür qualifizierten Person während der 
Vogelbrutzeit auf eine Besiedelung von geschützten Arten zu kontrollieren und 
das weitere Vorgehen mit der unteren Naturschutzbehörde abzustimmen. 
Ggf. erforderliche Ersatzquartiere (Zahl und Ausführung) werden nach Vorliegen 
des Begehungsprotokolls festgelegt. 
- Der Abbriss von Gebäuden hat außerhalb der Brutzeit der Rauchschwalbe 

sowie der Überwinterungsphase der Fledermäuse zwischen Anfang 
November und Anfang März zu erfolgen.

- Gebäudekontrolle: 
Vor dem Abriss der Gebäude hat zur Sicherheit eine Überprüfung der 
Gebäude durch Fachpersonal hinsichtlich vorhandener Fledermäuse zu 
erfolgen. Sollten sich dort Einzeltiere aufhalten, sind diese zu bergen.

Beleuchtung
Bei Beleuchtungsanlagen sind grundsätzlich die Vorgaben des Artikel 11a Bayer-
isches Naturschutzgesetz BayNatSchG zu berücksichtigen. Zum Schutz nacht-
aktiver Insekten, Vogel und Fledermäuse sind zudem lediglich in den Zugangs-
bereichen ausschließlich nach unten auf befestigte Flächen gerichtete Leuchten 
mit geringer Anziehungswirkung (warmweiße Leuchtkörper, LED) zulässig. 
Eine Dauerbeleuchtung ist unzulässig. Die Gehäuse müssen dicht ausgeführt 
sein (keine Insektenfallen).
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Abstandsflächen
Für die Berechnung der Abstandsflächentiefen ist Art. 6 der Bayerischen Bau-
ordnung BayBO in der zum Zeitpunkt der Entscheidung über den Bauantrag 
gültige Fassung anzuwenden. 

Erforderliche Zahl von Stellplätzen
Es gilt die Satzung des Marktes Teisendorf über die Zahl der erforderlichen Stell-
plätze (Garagen- und Stellplatzsatzung) in der zum Zeitpunkt der Entscheidung 
über den Bauantrag gültigen Fassung, sofern durch textliche Festsetzungen nicht 
abweichend geregelt. 

Versickerung von Niederschlagswasser
Eine Versickerung des anfallenden Oberflächenwassers ist aufgrund der geringen 
Durchlässigkeit kaum möglich. Ein Konzept zur Behandlung des Niederschlagswas-
sers ist frühzeitig mit dem Wasserwirtschaftsamt Traunstein abzustimmen.
Die Nutzung von Regenwasser, z.B. zur Gartenbewässerung oder zum häuslichen 
Gebrauch wird empfohlen. 

Gefahren durch Wasser
Gebäude sind eigenverantwortlich so zu gestalten, dass in der Fläche abfließender 
Starkregen nicht eindringen kann. Unterkellerungen sollten grundsätzlich in hoch-
wassersicherer Bauweise ausgeführt werden (Keller wasserdicht und ggf. auftriebs-
sicher). 
Öffnungen an Gebäuden (Kelleröffnungen, Lichtschächte, Zugänge, Installations-
durchführungen etc.) sind ausreichend hoch zu setzen bzw. wasserdicht und ggf. 
auftriebssicher auszuführen.
Es dürfen keine Geländeveränderungen vorgenommen werden, die wildabfließende 
Wasser aufstauen oder schädlich umlenken können.

Wasserrecht
Die geplanten Vorhaben befinden sich teilweise innerhalb des 60 m - Bereiches 
von Fließgewässern III. Grades und unterliegen damit der Genehmigungspflicht 
nach Art. 36 WHG i.V.m. Art. 20 Abs. 1 und 2 BayWG. Für baurechtlich freigestellte 
Bauvorhaben und baugenehmigungsfreie Anlagen ist demnach eine wasser-
rechtliche Genehmigung beim Landratsamt Berchtesgadener Land, Sachgebiet 
Wasserrecht zu beantragen.

Immissionen
Von den angrenzenden landwirtschaftlich genutzten Flächen können Immissionen, 
insbesondere Geruch, Lärm, Staub und Erschütterungen ausgehen, auch an 
Sonn- und Feiertagen und zur Nachtzeit, insbesondere während der Erntezeit.

Bodendenkmale
Im Planungsgebiet befindet sich das Bodendenkmal D-1-8142-0010 („Straße der 
römischen Kaiserzeit (Teilstück der Trasse Augsburg – Salzburg)“). 
Für Bodeneingriffe jeglicher Art im Nahbereich des Bodendenkmals ist eine 
denkmalrechtliche Erlaubnis gem. Art. 7 Abs. 1 Bayerisches Denkmalschutzgesetz 
BayDSchG notwendig, die in einem eigenständigen Erlaubnisverfahren bei der 
zuständigen Unteren Denkmalschutzbehörde zu beantragen ist. 
Bodendenkmäler, die bei der Ausführung von Baumaßnahmen zu Tage treten, 
unterliegen der Meldepflicht nach Art. 8 BayDSchG. Sie sind dem Bayerischen 
Landesamt für Denkmalpflege BLfD oder der Unteren Denkmalschutzbehörde 
unverzüglich anzuzeigen.

Artenschutz
Hinsichtlich des Artenschutzes wird auf § 44 "Vorschriften für besonders ge-
schützte und bestimmte andere Tier- und Pflanzenarten" des Gesetzes über 
Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz BNatSchG) hinge-
wiesen. Demnach ist es unter anderem verboten, geschützte Arten zu stören, zu 
verletzen, zu töten, zu beschädigen oder zu zerstören. Es ist im Rahmen der 
Baugenehmigungsverfahren sicherzustellen, dass im Rahmen der Satzung um-
gesetzte Bauvorhaben weder durch ihre Errichtung oder ihren späteren Bestand 
den Regelungen des §44 BNatschG entgegenstehen.

Immissionsschutz
Die genannten Normen sowie die schalltechnische Untersuchung können zu den 
üblichen Öffnungszeiten beim Markt Teisendorf eingesehen werden.

Mit dem Bauantrag ist dem Markt Teisendorf unaufgefordert ein Nachweis nach 
Ziffer 5.1 bis 5.3 der textlichen Festsetzung vorzulegen.

Ausnahmsweise kann von den textlichen Festsetzungen 5.1 und 5.2 abgewichen 
werden, wenn im Rahmen des Bauantrags damit verminderte Anforderungen durch 
eine schalltechnische Untersuchung nachgewiesen werden.

Die zu erwartende Immissionsbelastung an den Fassaden ist der schalltechnischen 
Untersuchung in Anlage 4 der schalltechnischen Untersuchung zu entnehmen.

Die DIN 4109 „Schallschutz im Hochbau“ ist eine bauaufsichtlich eingeführte 
DIN-Norm und damit bei der Bauausführung generell eigenverantwortlich durch 
den Bauantragsteller im Zusammenwirken mit seinem zuständigen Architekten 
in der zum Zeitpunkt des Bauantrags gültigen Fassung umzusetzen und zu beachten.

Der maßgebliche Außenlärmpegel für Ableitung des notwendigen Gesamtschallbau-
schalldämm-Maß nach DIN4109-1:2018-01 basiert auf dem Straßenverkehr Prognose 
2035, dem Schienenverkehrs Deutschlandtakt Prognose 2030 und dem Immissions-
richtwerts der TA Lärm für die Gebietseinstufung. 

Neben dem einzahligen Schalldämm-Maß Rw wird bei Bauteilen heute zusätzlich 
ein Spektrum-Anpassungswert „C“ angegeben (Rw (C; Ct) dB), zum Beispiel: 
Rw 37 (-1; -3) dB. Der Korrekturwert „Ct“ berücksichtigt den tiefen Frequenz-
bereich, d.h. die Wirkung des Bauteils im städtischen Straßenverkehr. Im vor-
liegenden Fall ist zu empfehlen, dass die Anforderung an die Schalldämmung der 
Bauteile mit Berücksichtigung des Ctr - Werts erfüllt wird.

Mit dem Antrag zur Errichtung einer Anlage (z.B. Heizanlage) ist ein schall-
technischer Nachweis über die Einhaltung der Immissionsrichtwerte nach der 
Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm (TA Lärm) vorzulegen.

Der Immissionsbeitrag aus außenliegenden Klima- und Heizgeräten (z.B. 
Luftwärmepumpen) oder technischen Anlagen für die Belüftung muss in der 
Nachbarschaft den Immissionsrichtwert der TA Larm um mindestens 6 dB(A) 
unterschreiten und darf am Immissionsort nicht tonhaltig sein.

Hinsichtlich der tieffrequenten Geräusche ist die DIN 45680 zu beachten.

Freiflächengestaltungsplan
Mit der Vorlage des Bauantrages ist auf Grundlage der Art. 5 und 7 BayBO ein 
qualifizierter Freiflächengestaltungsplan für den Bereich der privaten Freiflächen 
vorzulegen, der aus den Festsetzungen des Bebauungsplans entwickelt ist.
In diesem sind Angaben zu treffen über Anordnung der erforderlichen Stellplätze, 
Verkehrsflächen, deren Oberflächenbefestigung, Art und Umfang der Grünflächen, 
Flächengestaltung, Materialien, Pflanzstandorte und -arten, Lage und Größe von 
Nebenanlagen sowie die Höhenentwicklung des Geländes.
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